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Beschluss: 
 
Die Arbeits- und Sozialministerkonferenz hat einstimmig beschlossen: 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Sozia-

les der Länder sind sich einig, dass die VO 883/04 als unmittelbar anwendbares 

europäisches Recht den Vorrang hat gegenüber den landesrechtlichen Bestim-

mungen, die Leistungen an Behinderte, vor allem an Blinde gewähren. Das be-

deutet, dass in den entsprechenden Fällen das Wohnsitzerfordernis bzw. das Er-

fordernis des gewöhnlichen Aufenthaltes im jeweiligen Bundesland bedeutungslos 

ist. 

 

2. Alle Länder haben entsprechende Schreiben an die Vollzugsbehörden gerichtet 

bzw. bereiten entsprechende Schreiben vor, die über die europäische Rechtslage 

informieren und auf eine erforderliche europarechtskonforme Auslegung hinwei-

sen. 

 

3. Die Vollzugsbehörden in den Ländern erkennen für entsprechende Fälle auch be-

reits vor Inkrafttreten der VO 883/04 zum 1. Mai 2010 die darin enthaltenen Be-

stimmungen an. 

 

4. Die Länder werden klarstellende Änderungen ihrer Landesgesetze in Bezug auf 

den Verfahrensgegenstand prüfen und eine erforderliche europarechtskonforme 

Anpassung der Gesetze einleiten.  



 - 2 - 

 

5. Aufgrund der in allen Ländern unterschiedlichen gesetzgeberischen Verfahren 

kann derzeit kein genauer Zeitplan darüber erstellt werden, wann die erforderli-

chen Schritte abgeschlossen sind. 

 


